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Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten 
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(Nr. 12465.) Geſetz zur And rung des Stempelſtenergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535). Vom 20. März 1923. 


Der Sanpiag, 2 folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Das Stempelſteuergeſez vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) wird wie folgt abgeändert: 

1. Die in dem Stempeltarife vorgeſchriebenen Steuerſätze werden, ſoweit die Höhe des im 
Einzelfalle zu erhebenden Stempelbetrags nach dem Werte des Gegenſtandes zu berechnen iſt, 
auf das Doppelte, im übrigen auf das Hundertfache erhöht. 

Ausgenommen von der Erhöhung bleiben die in der Tarifſtelle 48 (Pacht und Miet⸗ 
verträge) im Abſchnitt I unter Ziffer 1 vorgeſchriebenen Steuerſätze. 


2. Im § 4 des Geſetzes (ſachliche Stempelſteuerbefreiungen) tritt an Stelle der Vorſchrift im 
Abſ. 1 unter a folgende Vorſchrift: 
Urkunden über Gegenſtände, deren Wert nach Geld geſchätzt werden kann, wenn 
dieſer Wert 15000 Mark nicht überſteigt, inſoweit nicht der Tarif entgegenſtehende 
Beſtimmungen enthält. 


3. a) Im 8 4 des Geſetzes wird im Abſ. 1 unter i folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

i) alle Rechtsvorgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erwei⸗ 
terung öffentlicher Erholungs-, Wald- oder ſonſtiger Grünanlagen ſowie für Zwecke 
öffentlicher Straßen und Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb 
einer Friſt, die bis zum Ende des 15. Jahres nach Abſchluß des Veräußerungs⸗ 
geſchäfts läuft, für andere Zwecke verwendet wird, können die Stempelſteuerbe— 
träge nachgefordert werden. 
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b) Im 8 5 (perſönliche Stempelſteuerbefreiungen) erhält im Abſ. 1 die Vorſchrift unter g 
folgende Faſſung: N a 
g) Körperſchaften des öffentlichen Rechts in Angelegenheiten, welche die Schaffung ge— 
ſüunder Kleinwohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren 
durch die Satzung beſtimmter Zweck mittelbar oder unmittelbar darauf gerichtet iſt, 
Minderbemittelten geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens er⸗ 
bauten oder angekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, wenn die Ver⸗ 
teilung des Reingewinns ſatzungsgemäß auf eine Verzinſung von höchſtens 5 vom 
Hundert beſchränkt iſt, bei Ausloſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds und für den 
Fall der Auflöſung der Vereinigung den Mitgliedern nicht mehr als der Nenn— 
wert ihrer Anteile zugeſichert und der etwaige Reſt des Vermögens für gemein⸗ 
nützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, ob die Befreiung den genannten Ver. 
einigungen zu bewilligen iſt, wird vom Finanzminiſter und Juſtizminiſter gemein 
ſchaftlich entſchieden. 1 
Sofern eine diefer Vereinigungen ihre Satzungen und damit zugleich ihren 
Zweck in der Weiſe ändert, daß die vorſtehend angegebenen Vorausſetzungen nicht 
mehr zutreffen, können alle Stempelbeträge, die mangels einer Befreiung fällig 
geworden ſein würden, nachträglich binnen Jahresfriſt eingefordert werden. 
Auf Stiftungen finden dieſe für Vereinigungen geltenden Vorſchriften ent— 
ſprechende Anwendung. 


— 


e) Im § 5 wird im Abſ. 1 unter h folgende Vorſchrift hinzugefügt: 
pp) Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des $ 5 des 
Geſetzes vom 31. Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt 
ſind, und Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts bei Erfüllung der 
ihnen durch das erwähnte Geſetz zugewieſenen Aufgaben. 
4. Der $ 11 des Geſetzes (Mindeſtbetrag der Stempelſteuer und Abſtufungen derſelben) erhält 
folgende Faſſung: 
Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 100 Mark und ſteigt in Abſtufungen von je 
10 Mark, wobei überſchießende Stempelbeträge auf 10 Mark nach oben abgerundet werden. 
In der Tarifſtelle 71 Verträge) Abſ. 3 b, betreffend Befreiung von Arbeits. und Dienft- 
verträgen, werden die Worte „1500 Mark“ durch die Worte „1000 000 Mark“ erſetzt. 
G. Die Tarifſtelle 45 (Notariatsurkunden) erhält folgenden Zuſatz: 
Befreit ſind Notariatsurkunden, in denen ausſchließlich Grundſtücksveräußerungs— 
verträge oder Auflaſſungen oder Anmeldungen zum Handels, Vereins- oder Güterrechts— 
regiſter beurkundet werden. N 


2a 


Artikel 2. 
Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Finanzminiſter ob. 
füh g Finanz 


Artikel 3. 

Sofern im Einzelfalle die Zahlung oder zwangsweiſe Beitreibung des vollen nach Artikel 1 
geſchuldeten Steuerbetrags mit beſonderen Härten für den Steuerpflichtigen verbunden ſein würde, 
kann der Finanzminiſter auf Antrag die Stempelabgabe bis auf den nach der urſprünglichen Tarif, 
vorſchrift fälligen Betrag ermäßigen. 


Di 


> 


5 Artikel 4. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 20. März 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) 5 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12466.) Verordnung über die Stützung von Genoſſenſchaften des öffentlichen Rechts im beſetzten Gebiet. 
Vom 12. März 1923. 


Auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. 
S 543) wird in Übereinftimmung mit dem Ständigen Ausſchuſſe des Landtags für den Umfang des be- 
ſetzten Gebietes und für die Dauer der Beſetzung verordnet, was folgt:“ 

i Eine § 1. 

Wenn von Genoſſenſchaften des öffentlichen Rechts infolge von Maßnahmen der Beſatzungsbehörden 
oder Beſatzungstruppen eine beſchlußfähige Genoſſenſchaftsverſammlung nicht zuſtande gebracht werden kann, 
fo kann auf Antrag der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten den Vorſtand der Genoſſen— 
ſchaft ermächtigen, Beſchlüſſe an Stelle der Genoſſenſchaftsverſammlung zu faſſen. 5 

Die Beſchlüſſe bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. Dieſer ift berechtigt, Vertreter zu den Vorſtandsſitzungen zu entſenden, in denen Beſchlüſſe an 
Stelle der Genoſſenſchaftsverſammlung gefaßt werden ſollen. Dieſen Vertretern find auf Verlangen alle zur 
Beurteilung der zu faſſenden Beſchlüſſe erforderlichen Auskünfte zu geben. Auch find fie jederzeit zum Worte 
zu verſtatten. 

Die gefaßten Beſchlüſſe find nach Beſeitigung der der Abhaltung einer beſchlußfähigen Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung entgegenſtehenden Hinderniſſe einer alsbald einzuberufenden Genoſſenſchaftsverſammlung vorzulegen. 

Wird der Genoſſenſchaftsvorſtand infolge von Maßnahmen der Beſatzungsbehörde beſchlußunfähig und 
kann die Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Einberufung von Stellvertretern oder durch Neuwahlen wieder- 
hergeſtellt werden, fo ift der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten befugt, fo viel Erſatzmitglieder 
für den Vorſtand zu ernennen, als zur Herſtellung ſeiner Beſchlußfähigkeit erforderlich iſt. 

8 3. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt ermächtigt, Abweichungen von den für die 
Führung der Geſchäfte der Genoſſenſchaft maßgebenden Verfahrensvorſchriften und Friſten zu genehmigen, 
deren Erfüllung infolge von Maßnahmen der Beſatzungsbehörden oder Beſatzungstruppen ohne Schädigung 
der Intereſſen der Genoſſenſchaft nicht möglich iſt. 

84 
100 „„ . 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Berlin, den 12. März 1923. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


5 In Vertretung des Miniſters für 
(Siegel.) Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 


Braun. 5 € E Ramm. 


Ba N we 
(Rr. 12467.) Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner. Vom 15. März 1923. 


Auf Grund der Ermächtigung im § 43 Satz 4 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetz— 
ſamml. S. 321) in der Faſſung des Geſetzes vom 15. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 44) wird die im 
zweiten Satze daſelbſt beſtimmte Schreibgebühr von 20 Mark auf 200 Mark für die Seite erhöht. 
Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 15. März 1923. 
Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Nr. 12468.) Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des 
Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 2. März 1923. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 (Geich- 
ſamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen Finanz 
miniſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und dem dazu ergangenen Nachtrage vom 3. März 1913 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 27) mit Wirkung vom 1. März 1923 an durchweg auf das S00fache erhöht. 

Ferner wird die Vorſchrift unter fdr. Nr. 10 des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in ge 
richtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 1. März 1923 ab wie folgt geändert: 

Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für 
die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Her⸗ 
ſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 150 Mark. 

Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 

Der Erlaß vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 65), betreffend Anderung des Tarifs für die 
Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 28. Februar 1923 auf— 
gehoben. 

Berlin, den 2. März 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


an 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. November 1922, betreffend die Genehmigung 
der von der Freien Grunder Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaft in Frankfurt a. M. beſchloſſenen Erhöhung 
des Grundkapitals der Geſellſchaft, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 8 S. 67, 
ausgegeben am 24. Februar 1923 (vgl. Bekanntmachung S. 66 Nr. 2); 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. November 1922, betreffend die Genehmigung 
der Erhöhung des Grundkapitals der Zſchipkau⸗Finſterwalder Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaft in Finſter⸗ 
walde N. L., durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 9 S. 43, ausgegeben am 
3. März 1923. f 

Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtauſtalten zu richten. 
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